



Niederschrift

über die Sitzung der Ratsversammlung am 27. April 1995




Öffentliche Sitzung

Beginn: 15.14 Uhr Ende:
19.20 Uhr

Sitzungsunter- brechungen: 17.30 Uhr bis 18.02 Uhr


Vorsitz:

Stadtpräsidentin Reyer 





Stellv. Stadtpräsidentin Schattke


1. Schriftführer/in:  

Herr Kratzat





Herr Schwardt


2. Schriftführer/in:  

Frau Engelke





Frau Martens


Ratsmitglieder:

Herr Altewolf, Frau Dickhoff, Herr Diester,





Frau Engelke, Herr Finger, Herr Harms,

Herr Heinemann, Frau Helmig, Frau Hillebrand, Herr Huckriede, Frau Jöhnck, Frau Jöhnk,

Herr Kähler, Herr Kaiser, Herr Kempe, Herr Kirkskothen, Frau Koder, Herr Kolb, Herr Kottek, Herr Kramer, Herr Kratzat, Frau Kühl, Frau Lebert, Herr Lindner, Herr Malonn, Frau Martens, Herr Moriz, Frau Nitschke-Frank, Herr Oschmann,

Herr Peters, Herr Petersen, Herr Dr. Piltz, Herr Raupach, Frau Reyer, Herr Rogacki, Frau Schattke, Frau Schuckenböhmer,

Herr Schwardt, Frau Siebke, Herr Silz, Frau Stöcken, Herr Tank, Herr Tovar, Herr Tschorn, Herr Voigt, Herr Wetzel, Herr Witt, Herr Dr. Wulff, Herr Wunder


Es haben sich

Frau Jöhnck, Herr Kaiser,


entschuldigt:

Frau Nitschke-Frank, Herr Tschorn, Herr Witt


Hauptamtliche

Oberbürgermeister Dr. Kelling, Bürger-


Magistratsmit-

meister Zimmer, Stadtbaurat Dr. Flagge,


glieder:

Stadtrat Dr. Kirschnick, Stadtrat Schirmer,

Stadtrat Schroedter


Außerdem sind

Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen


anwesend:

und weitere Mitarbeiter/innen der Landes-

hauptstadt Kiel


Diese Niederschrift
Herr Thode (Amt für Bürgerangelegenheiten


hat gefertigt:

            und Zentrale Dienste)


1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit

Stadtpräsidentin  R e y e r  (SPD) eröffnet die Sitzung und begrüßt die Anwesenden.




Vor Eintritt in die Tagesordnung erinnert Stadtpräsiden-

tin  R e y e r  (SPD) an den heutigen, offiziellen jüdischen Gedenktag für die Opfer der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft. Zur Stunde findet die zentrale Gedenkfeier in Bergen-Belsen statt, an der auch Bun​despräsident Roman Herzog und der Vorsitzende des Zentralrates der Ju​den, Ignaz Bubis, teilnehmen. 

Stadtpräsidentin  R e y e r  (SPD) bittet die Anwesenden, sich von den Plätzen zu erheben und in einer Schweigeminute den Opfern des Holocaust zu gedenken.

Weiter erinnert Stadtpräsidentin  R e y e r  (SPD) an das "Versöhnungs​werk der Kathedrale Coventry", dessen Arbeit finanziell bedroht ist. Co​ventry, seit 1967 Partnerstadt Kiels, wurde 1940 durch deutsche Luftan​griffe zerstört. Die Landeshauptstadt Kiel wird ihre Gedenkveranstaltun​gen rund um den 8. Mai in den Dienst des Versöhnungswerkes stellen.

Stadtpräsidentin  R e y e r  (SPD) ruft die Mitglieder der Ratsversamm​lung zu Spenden für das Versöhnungswerk auf. 

Abschließend verabschiedet Stadtpräsidentin  R e y e r (SPD) Frau Antje Henke, die am 30. April 1995 aus dem Dienst ausscheidet und in den Ruhe​stand tritt.

Frau Henke ist seit April 1973 Mitarbeiterin der Landeshauptstadt Kiel und seit 1979 gewähltes Mitglied des Personalrates. Am Herzen lagen ihr stets die Verbesserung der Arbeitssituation und der Erhalt von Arbeits​plätzen anstelle von Privatisierungen.

Stadtpräsidentin  R e y e r  (SPD) dankt Frau Henke für den stetigen, engagierten Einsatz und wünscht ihr alles Gute im wohlverdienten Ruhe​stand. 

Stadtpräsidentin  R e y e r  (SPD) teilt mit, daß sich 5 Ratsmitglieder entschuldigt haben, so daß insgesamt 44 Mitglieder der Ratsversammlung anwesend sein müßten. Damit ist die Beschlußfähigkeit gegeben.

2. Genehmigung der Tagesordnung 

Stadtpräsidentin  R e y e r  (SPD)  teilt mit,  daß die Tagesordnung recht​zeitig zugestellt  worden ist. Weiteres Beratungsmaterial und die dazugehö​rigen Nachtrags-Tagesordnungen sind 


- mit einer Zusammenstellung vom 24. April 1995 



nachgeschickt 


und 


- mit einer weiteren Zusammenstellung auf den Tisch 


gelegt worden. 

Die Zusammenstellungen sind diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet. Änderungen zur Tagesordnung

Öffentliche Sitzung 

Punkt 30.

Kieler Woche 1995 

hier: Maßnahmen zur Verkehrslenkung, Genehmigung einer überplan- 

mäßigen Ausgabe               - Drs. 296 -

Dieser Punkt soll erst in der Mai-Sitzung behandelt werden.

Im Ältestenrat bestand Einvernehmen, den

Punkt 8 g. Nutzung angemieteter Räume in       - Drs. 252 - der Halle Buckau-Wolff

gemeinsam mit

Punkt 8 h. Bereitstellung benötigter           - Drs. 253 - Haushaltsmittel für den Umbau 



der Halle Buckau-Wolff 



(Halle 400)

zu behandeln.

Die S-U-K-Ratsfraktion hat ihre Anträge zu

Punkt 8 c. Freiwillige Leistungen der Landeshauptstadt Kiel - Drs. 239, sowie 

Punkt 8 e. Renovierung und Ausbau des Kindergartens Jettkorn in Kiel-Elmschenhagen - Drs. 250 - 

zurückgezogen.

Im Magistrat wurden

Punkt 7 b. Änderung der Öffnungszeiten der Schadstoffsammel​stelle - Drs. 216 - und

Punkt 12.  Verlegung der Schadstoffsammelstelle von der Feuerwehr zum Amt für Abfallwirtschaft und Straßenreinigung - Drs. 225 -

zurückgezogen.

Tagesordnungspunkt 13. Beschluß der Ratsversammlung vom 17.11.1994 zu den kommunalen Konse- quenzen der Agenda 21 des Rio-Umwelt​gipfels der Vereinten Nationen 

hier: Klimaschutz/CO2-Reduktions- konzept - Drs. 262 -

wurde im Magistrat zur nächsten Sitzung zurückgestellt, die

Punkte 18. Entgeltsordnung für die Volkshochschule 

der Landeshauptstadt Kiel - Drs. 244 -

und

19.
Entgelts- und Unterrichtsordnung der 



VHS-Musikschule  der Landeshauptstadt Kiel 




- Drs. 245 -


wurden zurückgestellt bis zur Magistrats-Sitzung am 17. Mai 1995.


Die genannten Punkte stehen damit nicht zur Beratung an.


Die zur Anerkennung der Dringlichkeit des nachgereichten Punktes


8 j. Platzzuweisung für den NDR während der 



Kieler Woche - Drs. 309 -

- 2/3  Mehrheit der  gesetzlichen Zahl der Mitglieder der Ratsversammlung ​wird nicht erreicht.


Dieser Punkt steht damit nicht zur Beratung an.

Die Dringlichkeit  aller anderen  nachgereichten Anträge  und Vorlagen wird einstimmig anerkannt.

Stadtbaurat  Dr.  F l a g g e  (SPD) zieht Tagesordnungspunkt 24 - Grünord​nungsplan zum B-Plan 839 - Drs. 257 - zurück.


Weitere Wortmeldungen zur Tagesordnung liegen nicht vor.

Stadtpräsidentin  R e y e r  (SPD) stellt  die Genehmigung der Tagesordnung in der nunmehr vorliegenden geänderten Form fest.

3.  Einwohner/innenanfragen 


Zur heutigen Sitzung liegen keine Anfragen vor. 

4.  Aktuelle Stunde 

Für die  Aktuelle Stunde  sind von  den Fraktionen bzw. von Ratsmitgliedern keine Themen angemeldet worden.


Die Aktuelle Stunde entfällt damit. 

5.  Genehmigung der Niederschriften der Sitzungen der Ratsver-


sammlung am 15./16. Dezember 1994, 19. Januar 1995, 


16. Februar 1995 und 16. März 1995 

Stadtpräsidentin  R e y e r  (SPD)  teilt mit,  die  Niederschriften  haben ausgelegen, es sind keine Einwendungen eingegangen.


Antrag:

Die Niederschriften der Sitzungen der Rats- 

versammlung am 15./16. Dezember 1994, 19. Januar 1995, 16. Februar 1995 und 16. März 1995 werden genehmigt.


Beschluß:

Nach Antrag - einstimmig 

 6. Mitteilungen der Stadtpräsidentin 


Es liegen keine Mitteilungen vor.

7. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters 


a) Vorruhestandsregelung der Landeshauptstadt Kiel
- Drs. 218 -



(58er-Regelung) für Angestellte und Arbeiter



Kenntnis genommen


b) Änderung der Öffnungszeiten der Schadstoff-
- Drs. 216 -



sammelstelle



Zurückgezogen


c) Haushaltssatzung 1995 und 1. Nachtragshaushalts-
- Drs. 260 -



satzung 1995



Kenntnis genommen


d) Budgetierung und dezentrale Ressourcenverant-
- Drs. 261 -



wortung in der Landeshauptstadt Kiel



Kenntnis genommen


e) Frauennachtfahrten
- Drs. 259 -



Kenntnis genommen


f) Truppenabbau in Schleswig-Holstein
- Drs. 298 -



Kenntnis genommen

8. Anträge der Fraktion 


a) Vergabe von größeren Einzelprojekten
- Drs. 237 -



Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Bei der Vergabe von größeren Einzelprojekten (ab 20 Mio. DM) im Rahmen des Vermögenshaushaltes soll zukünftig zusätzlich als Nebenangebot ein Finanzierungsangebot ausgeschrieben werden. Dabei sollte auch ein ge​meinsam mit einem Hauptangebot eingereichtes Nebenangebot mit einem an​deren Hauptangebot kombinierbar sein. Ziel ist es, dadurch das jeweils beste Hauptangebot mit dem günstigsten Finanzierungsangebot zu kombinie​ren.



Beschluß: Verwiesen

Stadtrat   T o v a r   (SPD) beantragt Überweisung in den Finanzaus-



schuß.



Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag:



einstimmig


b) Einsparungen bei Ladungen zu Ratsversammlung
- Drs. 238 -



und Magistrat



Hierzu liegt folgender Antrag der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Die Ratsversammlung möge folgende Änderungen der GeschO Ratsv beschlie​ßen:

§ 13 Abs. (3) GeschO Ratsv - Frist für die Einreichung - Der erste Satz


wird gestrichen, an seiner Stelle steht:

Die Vorlagen sind mindestens 15 Tage vor der Sitzung beim Hauptamt, die Anträge mindestens 14 Tage vor der Sitzung, jeweils bis 9.30 Uhr, bei der Stadtpräsidentin/dem Stadtpräsidenten einzureichen.


Beschluß: Verwiesen

Stadtrat   T o v a r   (SPD) beantragt Überweisung in den Finanzaus-


schuß.


Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag:  mit Mehrheit

c) Freiwillige Leistungen der Landeshauptstadt Kiel            - Drs. 239 -


Hierzu liegt folgender Antrag der S-U-K-Ratsfraktion vor:

1. Der amtierende Kämmerer wird beauftragt, eine aktuelle Auflistung

über freiwillige städtische Leistungen im Bereich Beratung von freien und städtischen Trägern zu erstellen.


2. Die Aufstellung muß beinhalten:



a) Sachkosten mit Zuschußbedarf aus städtischem Haushalt 



b) Personalkosten 



c) ggf. kostenfreie Überlassung städtischer Liegenschaften


Beschluß: Verwiesen

d) Nutzungsbedingungen städtischer Liegenschaften              - Drs. 249 -


Hierzu liegt folgender Antrag der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Die Ämter 00, 13, 20, 30, 42, 43, 50, 51, 52, 60, 62, 67, 71, 73, 81 und 92 werden aufgefordert, die Nutzungsbedingungen der von ihnen verwalte​ten städtischen Liegenschaften und Gebäude zu überprüfen, soweit sie nicht zu öffentlichen Zwecken genutzt werden, und an die marktüblichen Pach- und Mietbedingungen anzupassen. Nutzungsverhältnisse, die bislang nicht vertraglich geregelt sind, werden durch aktuelle Vertragsbedingun​gen geregelt.


Beschluß: Verwiesen

Stadtrat Dr. Wulff (CDU-Ratsfraktion) beantragt Überweisung in die je-


weiligen Fachausschüsse, deren Ämter hier genannt sind.


Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag: - mit Mehrheit -

e) Renovierung und Ausbau des Kindergartens                    - Drs. 250 


​Jettkorn in Kiel-Elmschenhagen


Hierzu liegt folgender Antrag der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Die Ratsversammlung beschließt die Renovierung und den Ausbau des Kin​dergartens Jettkorn in Kiel-Elmschenhagen (früher Rathaus Elmschenhagen) und die Bereitstellung von Mitteln in der vom Hochbauamt derzeit ermit​telten Größenordnung sofort als außerplanmäßige Ausgabe.


Zurückgezogen

f) Parkraum in Kiel                                            - Drs. 251 -



Hierzu liegt folgender Antrag der S-U-K-Ratsfraktion vor:



Die Ratsversammlung möge beschließen:

1. Der Magistrat wird beauftragt, zur Sitzung der Ratsversammlung am

18. Mai 1995 einen Katalog von Maßnahmen vorzulegen, mittels derer den negativen Folgen der Parkraumbeschränkung in der Kieler Innen​stadt abgeholfen werden kann.

2. Der Magistrat wird ferner beauftragt, der Ratsversammlung am 18. Mai 1995 einen Bericht über die bis dahin bereits durchgeführten Abhilfe​maßnahmen sowie die Planungen für künftig durchzuführende Maßnahmen vorzulegen.



Beschluß: A b g e l e h n t - mit Mehrheit -

g) Nutzung angemieteter Räume in der Halle                     - Drs. 252 -



Buckau-Wolff

Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion/ Bündnis 90/DIE GRÜ-  EN vor: NEN vor:



Die Ratsversammlung möge beschließen:



Die von den Bühnen der Landeshauptstadt Kiel im Gebäude Werftstra-



ße 214 - 216 (Halle Buckau-Wolff) angemietete Fläche im 2. Obergeschoß

(1.020 m ) und die Fläche im Zwischengeschoß (102 m ) stehen dem Theater



für Fundi, Werkstätten und Büroräume zur Verfügung.



Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit-


h) Bereitstellung benötigter Haushaltsmittel für den           - Drs. 253 -



Umbau der Halle Buckau-Wolff (Halle 400)

Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion/ Bündnis 90/DIE GRÜ-  EN vor: NEN vor:



Die Ratsversammlung möge beschließen:

1. Die im Haushalt 1995 eingeworbenen Mittel in Höhe von 2,165 Mio. DM




für die Herrichtung der Halle 400 für Theaterzwecke (Probebühne, Fun-

di, Werkstätten usw.) werden von der Kürzung des Kreditbedarfs gem. Forderung der Kommunalaufsicht im Rahmen eines 2. Nachtragshaushaltes ausgenommen.

2. Die Halle ist bis August 1995 für die Zwecke des Theaters herzurich​ten.

3. Die FAG-Mittel für den Zuschuß des Landes zum Theaterumbau, die ab

1998 gezahlt werden, sind unverzüglich auch für diese Maßnahme zu be​antragen. Es ist auch die Zustimmung des Landes für einen vorzeitigen Baubeginn einzuholen.



Vertagt

8. g) Nutzung angemieteter Räume in der Halle      - Drs. 252 - 



Buckau-Wolff 

8. h) Bereitstellung der benötigten Haushalts-     - Drs. 253 - 



mittel für den Umbau der Halle Buckau- 



Wolff (Halle 400)


Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde beschlossen, diese beiden


Punkte gemeinsam zu beraten.


Stellv. Stadtpräsidentin  S c h a t t k e  (CDU) stellt die Punkte ge-


trennt zur Abstimmung.


Beschluß über Tagesordnungspunkt 8 g. - Drs. 252:


Nach Antrag - mit Mehrheit

Die CDU-Ratsfraktion stellt für Tagesordnungspunkt 8 h. - Drs. 253 - ei​nen Vertagungsantrag.


Da dieser von 17 Ratsmitgliedern, also mehr als einem Drittel der anwe-


senden Mitglieder, unterstützt wird, stellt Stellv. Stadtpräsiden-


tin  S c h a t t k e  (CDU) die Vertagung des Antrages Drs. 253 fest. 

Aufgrund der Vertagung der Drucksache 253 stellen Stadtrat   T o v a r  (SPD) und Stadträtin  D i c k h o f f  (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) namens ihrer Fraktionen folgenden Antrag:


"Antrag auf Sondersitzung der Ratsversammlung am 8. Mai 


1995 um 15.00 Uhr.

Wir beantragen hiermit gemäß § 34 (1) Satz 3 GO eine Sondersitzung der

Ratsversammlung am 8. Mai 1995 zu dem in der Ratssitzung am 27. April 1995 vertagten Tagesordnungspunkte 8 h. - Drs. 253: "Bereitstellung be​nötigter Haushaltsmittel für den Umbau der Halle Buckau-Wolff (Halle 400)"."

Da das erforderliche Drittel der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder durch die anwesenden Mitglieder der SPD-Ratsfraktion und der Ratsfrakti​on Bündnis 90/DIE GRÜNEN erreicht wird, gilt die Ratsversammlung als einberufen.

i) Nachwahl im Ortsbeirat Elmschenhagen/Kroog                  - Drs. 306 -


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Für das ausgeschiedene Mitglied Eckart Bauer, Gerstenkamp 9, 24147 Kiel, wird


Herr Thorleiv Bunsen, Illerweg 42, 24146 Kiel,


in den og. Ortsbeirat gewählt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

j) Platzzuweisung für den NDR während der                      - Drs. 309 ​


Kieler Woche


Hierzu liegt folgender Antrag der S-U-K-Ratsfraktion vor:


Die Ratsversammlung möge beschließen:

Kultur- und Presseamt werden aufgefordert, dem NDR für die Dauer der diesjährigen Kieler Woche ohne Restriktionen einen angemessenen Standort für seine Präsentationsarbeit zuzuweisen.


Beschluß: Dringlichkeit nicht anerkannt - keine Beratung

9. Betreff:  Wiederbestellung eines Vorstandsmitgliedes der       - Drs. 219 -





Sparkasse Kiel


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag: Die Wiederbestellung von Herrn Hans Berger zum Vorstandsmitglied

der Sparkasse Kiel für die Zeit vom 1. März 1996 bis zum 28. Febru​ar 2001 wird genehmigt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

10. Betreff:  Zusätzliches Personal für den Fernmelde- und         - Drs. 240 ​Entstörungsdienst im Amt für Bürgerangelegenheiten

und Zentrale Dienste und Vorgriffsregelung auf





den Stellenplan 1996


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag: a) Der sofortigen Beschäftigung von zwei Stadtangestellten VI b BAT im Amt für Bürgerangelegenehiten und Zentrale Dienste wird im Wege des Vorgriffs auf den Stellenplan 1986 nach Nr. 4 der am 21./22. Februar 1991 von der Ratsversammlung beschlossenen Grundsätze für die Aufstellung des Stellenplanes unter Verzicht auf den im Beschluß vom 21./22. Februar 1991 vorgesehenen Nachweis vorhandener freier Planstellen zugestimmt.




b) Im Stellenplan 1996 werden zwei Planstellen VI b BAT beim

UA 0620 - Amt für Bürgerangelegenheiten und Zentrale Dienste ​eingerichtet.


Beschluß:  mit Änderung einstimmig

10. Zusätzliches Personal für den Fernmelde- und   - Drs. 240 ​


Entstörungsdienst im Amt für Bürgerangelegen- 


heiten und Zentrale Dienste und Vorgriffs- 


regelung auf den Stellenplan 1996

Stadträtin  S i e b k e  (SPD) stellt den Änderungsantrag, die beiden in Ziffer b. des Antragstextes genannten Planstellen in die Vergütungsgruppe V c BAT einzugruppieren.


Beschluß über diesen Änderungsantrag:   einstimmig


Beschluß über Drs. 240 in der geänderten Fassung:


einstimmig

11. Anträge der Fraktion 

11. Satzung und Wahlordnung der Landeshauptstadt Kiel              - Drs. 315 ​


für die Interessenvertretung ausländischer Ein- 


wohnerinnen und Einwohner


in Kiel 


hier: Ergänzungsantrag


Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:   :


Die Ratsversammlung möge folgende Ergänzungen beschließen:

3. Die Ratsversammlung begrüßt die in dem Regierungsentwurf für eine neue schleswig-holsteinische Kommunalverfassung enthaltene Absicht, die Rech-

te der Beiräte für gesellschaftlich bedeutsame Gruppen zu stärken (Recht der Antragstellung und Rederecht in den Gremien der kommunalen Selbst​verwaltungen). Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes soll die Satzung der Landeshauptstadt Kiel für die Interessenvertretung ausländischer Einwoh​nerinnen und Einwohner entsprechend geändert werden.

4. Die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel kritisiert, daß die Ge​setzgebung des Bundes immer noch keine weiterreichende Mitwirkung der ausländischen Einwohnerinnen und Einwohner im Rahmen der allgemeinen Wahlen zu Parlament und im Rahmen der politischen Selbstverwaltung zu​läßt. Die Ratsversammlung appelliert daher an die Abgeordneten im Deut​schen Bundestag, schnellstmöglichst die gesetzlichen Voraussetzungen für das aktive und passive Wahlrecht für Ausländerinnen und Ausländer zu den allgemeinen Wahlen zu schaffen.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit-

11. Betreff:  Satzung und Wahlordnung der Landeshauptstadt Kiel    - Drs. 246 ​



für die Interessenvertretung ausländischer





Einwohnerinnen und Einwohner in Kiel


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling


Antrag: 1. Der beigefügten Satzung wird zugestimmt.




2. Der beigefügten Wahlordnung wird zugestimmt.


Beschluß:  mit Änderung einstimmig

11. Satzung und Wahlordnung der Landeshaupt-     - Drs. 246 - 


stadt Kiel für die Interessenvertretung 


ausländischer Einwohnerinnen und Einwohner 


in Kiel

Stellv. Stadtpräsidentin  S c h a t t k e  (CDU) stellt zunächst den Ergän​zungsantrag der Ratsfraktion Bündnis 90/ DIE GRÜNEN zur Abstimmung.


Beschluß:   Nach Antrag - mit Mehrheit bei 2 Enthaltungen

Beschluß über Drs. 246 in der nunmehr vorliegenden, ergänzten Fassung:


- mit Mehrheit

12. Betreff:  Verlegung der Schadstoffsammelstelle von der         - Drs. 225 ​Feuerwehr zum Amt für Abfallwirtschaft und





Straßenreinigung


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag: Mit Wirkung vom 01.04.1995 wird die Schadstoffsammelstelle mit

allen Mitarbeitern, dem Betriebsgelände, den Fahrzeugen und dem sonstigen technischen Gerät aus dem Bereichder Feuerwehr in die Zu​ständigkeit des Amtes für Abfallwirtschaft und Straßenreinigung verlagert.

Die Verpflichtung der Feuerwehr, in Notfällen Gefahren, die von Schadstoffen ausgehen, abzuwehren und zu beseitigen, bleibt unbe​rührt.

Bis zur Errichtung entsprechender Anlagen auf dem Gelände des Ab​fallwirtschaftshofes, der auf dem Nachbargrundstück entstehen soll, können die Sanitär- und Gemeinschaftseinrichtungen der Feuerwehr weiter benutzt werden.


Zurückgezogen

13. Betreff:  Beschluß der Ratsversammlung vom 17.11.1994 zu den   - Drs. 262 ​Kommunalen Konsequenzen der Agenda 21 des Rio-




Umweltgipfels der Vereinten Nationen




hier: Klimaschutz/CO2-Reduktionskonzept


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer

Antrag: 1. Zur Umsetzung ihres Beschlußes vom 17.11.1994 zur lokalen Agen​da 21 beschließt die Ratsversammlung als ersten Schritt das an​liegende CO2-Reduktionskonzept und erklärt, daß die Landeshaupt​stadt Kiel "Klimaschutzstadt" werden will.

     2. Die Stadt Kiel soll, in Zusammenarbeit mit der Energiestiftung des Landes Schleswig-Holstein, ein Projekt "Klimaschutzstadt Kiel" durchführen. Das Projekt soll am praktischen Beispiel der Stadt Kiel demonstrieren, daß und mit welchen Mitteln Klima- schutzziele und -maßnahmen in Kommunalpolitik und -verwaltung integrierbar und tatsächlich umsetzbar sind.

Das Projekt ist so zu gestalten, daß nicht nur das Umweltdezer​nat und die jeweils zuständigen anderen Dezernate und Ämter der Verwaltung, sondern auch die Selbstverwaltung aktiv eingebunden werden. Zu diesem Zweck entsenden die im Rat vertretenen Frak​tionen je eine Person zur unmittelbaren Teilnahme an der Pro​jektgestaltung und -durchführung.

     3. Die Landeshauptstadt Kiel beteiligt sich an der Entwicklung ei​nes Modellvorhabens mit dem Arbeitstitel "Zentrum für Energie​technik, ökologisches Bauen, Umweltbildung und Wirtschaftsförde​rung in Kiel (ZEBI Kiel)" und prüft seine Realisierbarkeit.


Beschluß:  Keine Beratung, da kein Sachbeschluß im Magistrat

14. Anträge der Fraktion 

14. Überführung des Regiebetriebes Amt für Abfallwirt-             - Drs. 314 ​


schaft und Straßenreinigung in einen Eigenbetrieb 


hier: Alternativantrag


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Das Amt für Abfallwirtschaft und Straßenreinigung wird mit Wirkung vom



01.01.1996 in einen Eigenbetrieb umgewandelt.

2. Das Amt für Abfallwirtschaft und Straßenreinigung wird beauftragt, in

Zusammenarbeit mit der WIBERA die vorliegende Eröffnungsbilanz (01.01.1993) zum Stichtag 01.01.1996 fortzuschreiben sowie ein kaufmän​nisches Rechnungswesen zu installieren.


Beschluß: A b g e l e h n t - mit Mehrheit -

14. Betreff:  Überführung des Regiebetriebes Amt für Abfall-       - Drs. 263 ​wirtschaft und Straßenreinigung in einen




Eigenbetrieb


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer

Antrag: 1. Das Amt für Abfallwirtschaft und Straßenreinigung wird mit Wir​kung vom 01.01.1996 in einen Eigenbetrieb umgewandelt.



     2. Das Amt für Abfallwirtschaft und Straßenreinigung wird beauf-

tragt, in Zusammenarbeit mit der WIBERA die vorliegende Eröff​nungsbilanz (01.01.1993) zum Stichtag 01.01.1996 fortzuschreiben sowie ein kaufmännisches Rechnungswesen zu installieren.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

14. Überführung des Regiebetriebes Amt für      - Drs. 263 - 


Abfallwirtschaft und Straßenreinigung in einen Eigenbetrieb

Zu der vorliegenden Verwaltungsvorlage (Antragstext auf Seite 7) liegt die Altfassung des Antragstextes als Alternativantrag der CDU-Ratsfraktion ​Drs. 314 - vor.

Stellv. Stadtpräsidentin  S c h a t t k e  (CDU) stellt die beiden Anträge alternativ zur Abstimmung.

Dabei erhält Drs. 263 bei 2 Enthaltungen die Mehrheit der abgegebenen Stim​men.

15. Betreff:  Zustimmung zur Wahl des Wehrführers der              - Drs. 247 ​Freiwilligen Feuerwehr Kiel-Elmschenhagen


Berichterstatter: Stadtrat Moriz

Antrag: Der Wahl des Herrn Frank Techen, geb. am 15.06.54, wohnhaft Tauern​weg 3, 24147 Kiel, zum Wehrführer der Freiwilligen Feuerwehr Kiel​Elmschenhagen wird vorbehaltlich der Bestätigung durch dem Oberbür​germeister zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

16. Betreff:  Neufassung der Benutzungs- und Gebührensatzung       - Drs. 242 ​



für die Stadtbücherei


Berichterstatter: Bürgermeister Zimmer

Antrag: Die als Anlage beigefügte Neufassung der Benutzungs- und Gebühren​satzung für die Stadtbücherei wird genehmigt.


Beschluß: mit Änderung einstimmig

16. Neufassung der Benutzungs- und Gebühren-    - Drs. 242 -


satzung für die Stadtbücherei

Auf  Vorschlag von  Ratsherrn  O s c h m a n n  (Bündnis 90/ DIE GRÜNEN si​gnalisiert Bürgermeister  Z i m m e r  (CDU) Zustimmung, § 7 Ziff. 1 Nr. c) um den Personenkreis der "Arbeitslosenhilfeempfänger" zu erweitern.


Beschluß über Drs. 242 in der ergänzten Fassung:


einstimmig

17. Betreff:  Entgeltsordnung über die Erhebung von Eintritts-     - Drs. 243 



​geldern in der Stadtgalerie


Berichterstatter: Stadträtin Schuckenböhmer

Antrag: Der in der Anlage beigefügten Entgeltsordnung über die Erhebung von Eintrittsgeldern in der Stadtgalerie wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

18. Betreff:  Entgeltsordnung für die Volkshochschule der          - Drs. 244 ​Landeshauptstadt Kiel


Berichterstatter: Stadträtin Schuckenböhmer

Antrag: Die als Anlage beigefügte Entgeltsordnung für die Volkshochschule



der Landeshauptstadt Kiel wird erlassen.


Beschluß: Keine Beratung, da kein Sachbeschluß im Magistrat

19. Betreff:  Entgelt- und Unterrichtsordnung der VHS-Musikschule  - Drs. 245 



​der Landeshauptstadt Kiel


Berichterstatter: Stadträtin Schuckenböhmer

Antrag: Die als Anlage beigefügte Entgelt- und Unterrichtsordnung für die Volkshochschule der Landeshauptstadt Kiel wird erlassen.


Beschluß: Keine Beratung, da kein Sachbeschluß im Magistrat

20. Betreff:  Kindertagesstätte Calvinstraße/Stadtfeldkamp         - Drs. 241 -


Berichterstatter: Stadtrat Schroedter

Antrag: Zugestimmt wird einer Anmietung der neu zu errichtenden Kinderta-

gesstätte in der Calvinstraße 47/Ecke Stadtfeldkamp auf der Grund​lage der Alternative 3 des Finanzierungsvergleichs des Kämmerei​und Steueramtes vom 08.03.1995. Die Verwaltung wird beauftragt, die erforderlichen Haushaltsmittel zum Haushalt 1996 anzumelden.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

21. Betreff:  Straßenbenennungen                                   - Drs. 254 ​



hier: a) Willy-Brandt-Ufer






b) Norwegenkai


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: a) Die zu errichtende Uferpromenade im Bereich des ehemaligen HDW​Südgelädnes erhältdie Bezeichnung "Willy-Brandt-Ufer".

b) Das zu errichtende 3. Fährterminal erhält die Bezeichnung "Nor​wegenkai".


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

22. Betreff:  128. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt    - Drs. 255 ​



Kiel-Fassung 1970-für einen Bereich in Kiel-

Suchsdorf, zwischen Steenbeker Weg, Eisenbahnlinie

Kiel-Flensburg und Steekberg (Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für einen Bereich in Kiel-Suchsdorf, zwischen Steenbeker Weg, Eisenbahnlinie Kiel - Flensburg und Steekberg wird die 128. Ände​rung des Flächennutzungsplanes der Stadt Kiel - Fassung 1970 - ent​sprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf be​schlossen.



Dem Erläuterungsbericht wird zugestimmt.

Gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 3 Baugesetzbuch wird von der Unterrichtung und der Erörterung der Bürgerinnen und Bürger abgesehen, weil die früh​zeitige Bürgerbeteiligung bereits auf Grundalge des Bebauungsplanes Nr. 839 erfolgt ist.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

23. Betreff:  Bebauungsplan Nr. 839 für das Baugebiet Kiel-        - Drs. 256 ​Suchsdorf, Steenbeker Weg, Eisenbahnlinie Kiel-




Flensburg, Steekberg (Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Suchsdorf, Steenbeker Weg, Eisenbahnlinie

Kiel - Flensburg, Steekberg, wird der Bebauungsplan Nr. 839 ent​sprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf be​schlossen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

24. Betreff:  Grünordnungsplan zum B-Plan 839 (Gewerbegebiet       - Drs. 257 ​Steekberg)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Dem in der Sitzung ausliegenden Grünordnungsplan zum B-Plan 839 so​wie dem dazugehörigen Erläuterungsbericht wird zugestimmt.


Zurückgezogen

25. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters 

25. Betreff:  2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 505 für das      - Drs. 258 ​Baugebiet Kiel-Mitte, Legienstraße, Lorentzendamm, Beamtenlaufbahn, Gartenstraße (Satzungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag:  I. Die Bedenken und Anregungen zum Entwurf der 2. Änderung des Be​bauungsplanes Nr. 505 von





a) Frau Gertrud Plickert, Legienstraße 14, 24103 Kiel,





b) Frau Christa Prüß, Legienstraße 14, 24103 Kiel,





werden nicht berücksichtigt;

c) Herrn K.-Heinz Albrecht, Muhliusstraße 57, 24103 Kiel, werden teilweise berücksichtigt.

II. Für das Baugebiet Kiel-Mitte, Legienstraße, Lorentzendamm, Be​amtenlaufbahn, Gartenstraße wird die 2. Änderung des Bebauungs​planes Nr. 505 entsprechend dem in dersitzung aushängenden Plan als Satzung beschlossen.

Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

25. 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 505 für das                - Drs. 313 ​Baugebiet Kiel-Mitte, Legienstraße, Lorentzendamm, 


Beamtenlaufbahn, Gartenstraße (Satzungsbeschluß)


Nachtrag des Ergebnisses der Sitzung des Ortsbeirates Mitte 


am 25.04.1995


Kenntnis genommen

26. Betreff:

Außerplanmäßige Ausgabe für                          - Drs. 248 -







a) die Vergrößerung des Ro/Ro-Anlegers im








Nordhafen und

b) des Ausbau der Zollabfertigung im Ostuferhafen


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick


Antrag: Bei den neu einzurichtenden Vermögensplanstellen





a) 822/6480 - Vergrößerung des Ro/Ro-Anlegers im Nordhafen







 1.300.000,00 DM) und





b) Ausbau der Zollabfertigung im Ostuferhafen (670.000,00 DM)

wird einer sofortigen außerplanmäßigen Ausgabe von zusammen 1.970.000,00 DM zugestimmt. Die Ausgabe wird gedeckt durch Einspa​rungen bei der Vermögensplanstelle 822/6449 - Sanierung von Anlagen des Oslokais.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

27. Kleine Anfragen 

a) Kosten und Einnahmen aus Getränkesteuer                     - Drs. 235 


​Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

1. In welcher Höhe hat die Stadt Kiel seit deren Einführung 1994 Geträn​steuern erhoben? (Summe der Forderungen in DM im Haushaltsjahr 1994 sowie für das erste Quartal 1995)

2. In welcher Höhe sind in diesem Zeitraum tatsächlich Steuern eingeno​men worden? (Summe der tatsächlich geflossenen Einzahlungen in DM im Haushaltsjahr 1994 sowie für das erste Quartal 1995)

3. Welche Kosten entstehen der Stadt durch die Verwaltungsaufgabe "Einziehung der Getränkesteuer" und die Bearbeitung der gegen die Bescheide eingelegtren Rechtsbehelfe




a) an Personalkosten




b) an Sachkosten




in allen beteiligten Ämtern?



Beschluß: B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen


b) Denkmal Hafen 77                                            - Drs. 236 -

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Was gedenkt die Stadt Kiel zu veranlassen, damit die Erde unter dem Denkmal Hafen 77 nicht weiter durch Korrosionsabrieb und Farbreste des Denkmals verseucht wird?

2. a) Ist der boden (Erde) im Bereich des Denkmals schon einmal unter​sucht worden?




b) Wenn ja, mit welchem Ergebnis?



3. a) Ist eine Konservierung des Denkmals vorgesehen?

b) Soll die Fläche unter dem Denkmal ausgetauscht bzw. versiegelt werden?



Beschluß: B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen


c) Erschließungkosten der LHS Kiel
    - Drs. 273 -

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Die Erschließungskosten für Bauland liegen im Stadtgebiet Kiel bei 130 bis 140,00 DM/m , in angrenzenden Gemeinden jedoch nur bei ca. 70,00 bis 90,00 DM/m . Auch im Umland werden die gesetzlichen Vorgaben eingehalten und vorausschauend geplant.

1. Wie werden die hohen Kieler Ausführungsstandards (über die gesetz​liche Vergabe hinaus) für Erschließungsarbeiten im Tiefbau festgelegt und begründet?

2. Warum reduziert Kiel nicht durchgängig die Ausführungsstandards auf die gesetzlichen Vorgaben, um die Erschließungsarbeiten preiswerter zu machen?

3. Wie stellt die Stadt Kiel sicher, daß sie bei der Auftragsvergabe von Erschließungsarbeiten an Tiefbauträger die preiswerteste Lösung ge​wählt hat?



Beschluß: B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

28. Große Anfragen


Es liegen keine Großen Anfragen vor.

29. Betreff:  Jahresrechnung 1993 mit Schlußbericht des            - Drs. 300 ​Rechnungsprüfungsamtes


Berichterstatter:  Ratsfrau Jöhnck


Antrag:
1. Der Jahresrechnung nach § 95 GO i. d. f. vom 2. April 1990








(GVOBl. Schl.-H. S. 159) wird







im Verwaltungshaushalt







in den Einnahmen mit               1.143.656.844,98 DM 







in den Ausgaben mit                1.155.779.043,29 DM







somit mit einem Fehlbetrag von        12.122.198,31 DM







im Vermögenshaushalt

in den Einnahmen mit                 203.649.062,44 DM 

in den Ausgaben mit                  203.639.062,44 DM ausgeglichen







zugestimmt.





2. Beitrag des Städtischen Krankenhauses

Auf der Grundlage des uneingeschränkten Bestätigungsvermerkes der Baltic-Revisions- und Treuhandgesellschaft mbH - Wirt​schaftsprüfungsgesellschaft - wird der Jahresabschluß des Städ-






tischen Krankenhauses zum 31.12.1993 wie folgt festgestellt:

a) Der Jahresfehlbetrag beträgt 519.083,78 DM;

b) der Bilanzverlust erhöht sich unter Berücksichtigung der Ent​nahmen aus Kapitalrücklagen (94.999,00 DM) um 424.084,78 DM auf 10.232.311,95 DM und wird auf das Wirtschaftsjahr 1994 vorgetragen.

3. Der Schlußbericht des Rechnungsprüfungsamtes über die Prüfung der Jahresrechnung 1993 sowie die Anlage des Kämmerei- und Steu​eramtes "Abschlüsse und Erläuterungen zur Jahresrechnung 1993 der Landeshauptstadt Kiel" werden zur Kenntnis genommen.

4. Dem Magistrat wird gemäß § 95 GO SH i. d. F. vom 2. April 1990 (GVOBl. S. 159) für die Haushaltswirtschaft des Rechnungsjahres 1993 Entlastung erteilt.


Beschluß:

 Nach Antrag - einstimmig -

30. Betreff:

Kieler Woche 1995                                    - Drs. 296 -





hier: Maßnahmen zur Verkehrslenkung, Genehmigung  








einer überplanmäßigen Ausgabe


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge/Stadtrat Schirmer

Antrag:  Die in der Begründung vorgeschlagenen Maßnahmen zur Verkehrs-

lenkung und Nutzung von Verkehrsräumen während der Kieler Woche 1995 werden zur Kenntnis genommen.

Einer überplanmäßigen Ausgabe von 30.000,00 DM bei der HHSt. 63.5101 (Betrieb von Verkehrsanlagen) für die verkehrliche Organi​sation zur Kieler Woche 1995 wird zugestimmt. Die Mehrausgaben werden gedeckt durch entsprechende Mehreinnahmen aus zusätzlichen Sondernutzungen während der Keiler Woche bei der HHSt. 602.111 (Gebühren für Straßennutzung).


Beschluß:

Dringlichkeit nicht anerkannt - keine Beratung

31. Betreff:

Außerplanmäßige Ausgabe bei der HHSt. 65.021.951-    - Drs. 278 -





Kreisstraßen; Sanierung der Spundwand an der      

Kiellinie zwischen Reventloubrücke und            

Wasserschutzpolizei                               


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Folgende Eilentscheidung des Magistats nach § 82 Abs. 1 S. 3 GO



vom
05.04.1995 - Punkt 19 der Tagesordnung - wird genehmigt:

Einer sofortigen außerplanmäßigen Ausgabe von 1.500.000,00 DM bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 65.021.951 für die Sanie​rung der Spundwand an der Kiellinie zwischen Reventloubrücke und Wasserschutzpolizei wird zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch eine Sonderbedarfszuweisung des Lan​des Schleswig-Holstein sowie Minderausgaben bei folgenden Haus​haltsstellen:

Sonderbedarfszuweisung:                         1.000.000,00 DM Minderausgaben:



- 65.902.950  Gutenbergstraße                     300.000,00 DM

- 66.101.950  Sophienblatt:                       250.000,00 DM - 700.000.941 Umbau von Betriebsanlagen:          335.000,00 DM





                                       885.000,00 DM




unter Berücksichtigung folgender




Mindereinnahmen:

- 65.902.360 Gutenbergstraße vom Bund:            195.000,00 DM - 65.902.361 Gutenbergstraße vom Land:             25.000,00 DM - 66.101.360 Sophienblatt vom Bund:               165.000,00 DM





                                       385.000,00 DM

- Endgültiger Beschluß -


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

32. Betreff:  Verwaltungsreformmodell Kiel                         - Drs. 307 -


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag: In der Haushaltsstelle 061.531 - Miete für die Benutzung von EDV-

Anlagen werden die Ausgaben um 30.000 DM erhöht. Die Mehrausgaben werden gedeckt durch Mehreinnahmen in der Haushaltsstelle 720.176




- Zuschuß für Duales System -.


Beschluß:  mit Änderung einstimmig                           


Verwaltungsreformmodell Kiel             - Drs. 307 -

Tischvorlage. Die Dringlichkeit wurde bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.

Oberbürgermeister  Dr. K e l l i n g  (SPD) trägt eine Änderung des An​tragstextes vor: nach dem Betrag "30.000 DM" muß das Wort "überplanmäßig" eingefügt werden.


Beschluß einschl. dieser Änderung: einstimmig

33. Verschiedenes


Wortmeldungen liegen nicht vor.

Stellv. Stadtpräsidentin   S c h a t t k e   (CDU) teilt mit, daß die nächste Sitzung der Ratsversammlung am 8. Mai 1995 stattfindet und schließt die Öffentliche Sitzung.



Stadtpräsidentin             1. Schriftführer           2. Schriftführer



1. Stellv.
           1. Stellv.                 2. Stellv.


Stadtpräsident
Schriftführer
Schriftführer
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